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Drucksache V/2032 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 21. Juli 1967 

II/l — 68070 — 5877/67 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. ; Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der EWG für 


eine Verordnung des Rats über die Handelsregelung für 
bestimmte Obst- und Gemüseverarbeitungserzeugnisse mit 
Zusatz von Zucker aus den assoziierten afrikanischen Staa- 
ten und Madagaskar und den überseeischen Ländern und 
Gebieten. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 5. Juli 1967 dem Herrn Präsidenten 
des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen; die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Mit einer alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvor- 
schlages durch den Rat kann gerechnet werden. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
EWG zu ihrem Vorschlag übermittelte Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethostraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag für eine Verordnung des Rats 
über die Handelsregelung für bestimmte Obst- und Gemüse- 
verarbeitungserzeugnisse mit Zusatz von Zucker aus den 
Assoziierten Afrikanischen Staaten und Madagaskar und den 
überseeischen Ländern und Gebieten 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit dem Assoziierungsabkommen zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und den As- 
soziierten Afrikanischen Staaten und Madagaskar 
hat sich die Gemeinschaft verpflichtet, bei der Fest- 
legung ihrer gemeinsamen Agrarpolitik die Inter- 
essen dieser assoziierten Staaten in bezug auf die 
den europäischen Erzeugnissen gleichartigen und 
mit ihnen konkurrierenden Erzeugnisse zu berück- 
sichtigen. 

Gemäß der Entscheidung des Rates vom 25. Fe- 
bruar 1964 über die Assoziierung der überseeischen 
Länder und Gebiete mit der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft besteht hinsichtlich der In- 
teressen dieser Länder und Gebiete die gleiche Ver- 
pflichtung. 

Die in Artikel 11 des Assoziierungsabkommens 
vorgesehenen Konsultationen haben stattgefunden. 

Mit der Verordnung Nr. . . ./67/EWG ist eine vor- 
läufige Handelsregelung für Obst- und Gemüse- 
verarbeitungserzeugnisse mit Zusatz von Zucker 
eingeführt worden, die für die Zeit vom 1. Juli bis 
.31. Oktober 1967 gilt. Bei der Einfuhr aus den 
Drittländern in die Mitgliedstaaten werden einer- 
seits Zollsätze und andererseits eine auf den zuge- 
setzten Zucker anwendbare Abschöpfung erhoben. 

Es empfiehlt sich daher, für Obst- und Gemüse- 
verarbeitungserzeugnisse mit Zusatz von Zucker 
aus den Assoziierten Afrikanischen Staaten und Ma- 
dagaskar und den überseeischen Ländern und Ge- 
bieten eine Regelung einzuführen; durch diese Rege- 
lung soll der Warenverkehr zwischen diesen Staa- 
ten, Ländern und Gebieten und den Mitgliedstaaten 
ausgeweitet werden. 


') Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 93 
vom 11. Juni 1964, Seite 1431/64 
-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 93 
vom 11. Juni 1964, Seite 1472/64 


Die Gemeinschaft kann ihrer Verpflichtung nach- 
kommen, indem sie während des gleichen Zeitraums 
für Einfuhren von Obst- und Gemüseverarbeitungs- 
erzeugnissen mit Zusatz von Zucker aus dem AASM 
und den ÜLG die innergemeinschaftliche Zollrege- 
lung gewährt. 

Ferner empfiehlt es sich, für Ananaskonserven 
vorläufig vorzusehen, daß alle Mitgliedstaaten den 
im innergemeinschaftlichen Handel geltenden Ab- 
schöpfungsbetrag für den zugesetzten Zucker an- 
wenden. 

Außerdem soll für Ananaskonserven weiterhin 
die Zollregelung angewandt werden, die auf Grund 
ihres Ursprungs bei der Einfuhr nach Frankreich 
am 30. Juni 1967 gewährt wird — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

1. Bei der Einfuhr der in Artikel 1 der Verordnung 
Nr. . . ./67/EWG genannten Erzeugnisse aus den 
AASM und den ÜLG wird ein Zollsatz erhoben, der 
gleich bei dem der Einfuhr aus den anderen Mit- 
gliedstaaten geltende Zollsatz ist. 

2. Zuzüglich zu dem in Absatz 1 genannten Zollsatz 
wird in jedem Mitgliedstaat ein Abschöpfungsbetrag 
erhoben, der gemäß Artikel 5 Absatz 3 und 4 der 
Verordnung Nr. . . ./67/EWG festgelegt wird. 


Artikel 2 

Abweichend von Artikel 1 Absatz 2 wird bei der 
Einfuhr von Ananaskonserven (Tarifnummer 
ex 20.06 B II, a und b) aus den AASM und den 
ÜLG keine Abschöpfung erhoben, ausgenommen in 
der italienischen Republik, wo eine Abschöpfung an- 
gewandt wird, die gleich der in Artikel 4 Absatz 1 
der Verordnung Nr. . . ./67/EWG bezeichneten Ab- 
schöpfung ist. 

Artikel 3 

Die Vorschriften des Artikels 1 Absatz 1 stehen 
in bezug auf Ananaskonserven (Tarifnummer 
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ex 20.06 BII a und b) der Zollfreiheit, die gegebenen- 
falls am 30. Juni 1967 bei der Einfuhr der betreffen- 
den Waren in die Mitgliedstaaten gewährt wird, 
nicht entgegen. 


Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. Sie gilt bis zum 31. Oktober 
1967. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 

Mit der Verordnung Nr. . . ./67/EWG hat der Rat die 
bis zum 31. Oktober 1967 geltende Handelsregelung 
für Obst- und Gemüseverarbeitungserzeugnisse mit 
Zusatz von Zucker erlassen. 

Diese vorläufige Regelung umfaßt einerseits die 
Anwendung eines Zollsatzes und andererseits die 
Erhebung einer Abschöpfung, die die Differenz zwi- 
schen den Zuckerpreisen der Mitgliedstaaten und 
dem Weltmarktpreis für Zucker ausgleichen soll. 

Die bei der Einfuhr aus den Assoziierten Afrikani- 
schen Staaten und Madagaskar und den übersee- 
ischen Ländern und Gebieten vorgeschlagene Rege- 
lung sieht bis zum 31. Oktober 1967 die Beibehal- 
tung der vorher geltenden Zollregelung und für 
Ananaskonserven, die für diese Länder von beson- 
derem Interesse sind, weiterhin die Anwendung des 
für Einfuhren aus den Mitgliedstaaten geltenden Ab- 
schöpfungsbetrages während des genannten Zeit- 
raums vor. 
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